
sprechend mit einem solchen Betrieb verbunden sind und der Ausübung 
der oben erwähnten Tätigkeit dienen. Der Antrag auf Enteignung eines 
solchen Vermögens kann binnen 6 Monaten gestellt werden, gerechnet 
von dem Tage an, an dem dieses Gesetz in Kraft tritt. Während dieser 
Zeit ist der Verkauf des Eigentums, für welches die Erklärung gemäss 
Artikel 4 abgegeben worden ist, untersagt.

Artikel 7:
Die Eigentümer, denen Betriebe als Ganzes oder Teile ihrer Mobilien 
oder Immobilien enteignet wurden — erhalten vom Staat als Ent­
schädigung entsprechende Beträge in Staatsanleihen.
Die Höhe der Entschädigung für das enteignete Vermögen wird laut 
Gesetz über die Verstaatlichung der privaten Industrie und der Berg­
werksbetriebe von einer Kommission bestimmt, die vom Hauptdirektor 
der Verlage, der polygraphischen Industrie und des Handels mit Druck­
erzeugnissen aufgestellt wird. In die vorgenannte Kommission werden 
Vertreter der Hauptverwaltung für Preise und des Finanzministeriums 
einbezogen.
Die Einsprüche der betroffenen Personen werden binnen zwei Wochen 
vom Tage der Bekanntgabe des Schätzungswertes ihrer Vermögen ab 
der Hauptdirektion der Verlage, der polygraphischen Industrie und des 
Handels mit Druckerzeugnissen vorgelegt. Der Schätzungswert, der von 
dem Hauptdirektor der Verlage der polygraphischen Industrie und des 
Handels mit Druckerzeugnissen festgelegt wurde, ist endgültig.
Den Eigentümern und den Gewerbetreibenden, für welche die Buch­
druckerei in allen ihren Zweigen die Hauptbeschäftigung darstellte, 
wenn sie selbst in ihren Betrieben arbeiteten und ihre Tätigkeit die 
Hauptquelle ihres Einkommens war, wird der Betrag, der als Ent­
schädigung für das enteignete Vermögen bestimmt wurde, in voller Höhe 
in bar oder in Raten ausbezahlt, gemäss Beschluss der Kommission, 
bestätigt durch den Direktor der Verlage, der polygraphischen Industrie 
und des Handels mit Druckerzeugnissen. Der Bargeldbetrag darf 300.000 
Lewa nicht übersteigen, wobei die Hälfte sofort ausgezahlt wird und der 
Rest nicht später als ein Jahr nach dem Tage der Enteignung. Die Aus­
zahlung der Entschädigung erfolgt unter Berücksichtigung des § 14 des 
Gesetzes über die Verstaatlichung der privaten Industrie und der Be­
triebe des Bergbaus.

Artikel 11:
Die Anwendung dieses Gesetzes in seinen einzelnen Bestimmungen wird 
durch die Richtlinien und Anordnungen, die von dem Hauptdirektor der 
Verlage der polygraphischen Industrie und des Handels mit Druck­
erzeugnissen herausgegeben werden, bestimmt.

Sofia, den 4. März 1949 ”
Amtsblatt 1949, Nr. 52.

Amtsblatt des Präsidiums der Volksversammlung 1951, Nr. 19
abgedruckt in:
..........  Verfassungen und Grundgesetze der
Volksrepublik Burgarien (russ.)
Moskau, Verlag für fremdsprachliche Lite­
ratur, 1952, Seite 379—383.

Aus den folgenden Dokumenten geht hervor, dass die privaten 
Eigentümer von Grundstücken über ihr Eigentum nicht etwa frei 
verfügen dürfen, sondern dass bei derartigen Verfügungen „das 
allgemeine Interesse” beachtet werden muss. Da es für diesen 
Begriff keine gesetzliche Definition gibt, ist hier der Auslegung 
durch die Richter freie Hand gelassen und diese Auslegung erfolgt 
eindeutig im Sinne der kommunistischen Machthaber (vergl. das 
folgende Dokument).
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